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Immer mehr Bürgerinnen und Bürger wer-
den immer dicker [1]. Dass dies nicht allein 
für die Betroffenen problematisch ist, wird 
inzwischen gesamtgesellschaftlich wahrge-
nommen. Die hohe und steigende Präva-
lenz von Adipositas ist in den letzten Jah-
ren zu einem public issue geworden, das 
heißt zu einem allseits thematisierten Pro-
blem. Man ist sich im Klaren, dass extre-
mes Übergewicht nicht nur individuelles 
Leid, sondern auch soziale Kosten verurs-
acht. Das „Zu-dick-Sein“ und „Dick-Wer-
den“ des Einzelnen ist seither nicht mehr 
bloß Teil des individuellen Lebenslaufs, 
sondern es steht im Fokus eines gesamtge-
sellschaftlichen Interesses.

Dieses Interesse besteht vor allem dar-
in, die Zahl der Adipösen zu verringern 
beziehungsweise sie wenigstens nicht 
noch weiter ansteigen zu lassen. Vorran-
giges Ziel ist die Prävention von Adiposi-
tas; hierüber ist man sich einig. Auf wel-
chem Wege und mit welchen Mitteln man 
dieses Ziel anstrebt, ist jedoch umstritten. 
Wofür tragen Einzelne Verantwortung 
und wofür das Kollektiv? Inwieweit darf 
und muss man auf die Eigenverantwor-
tung der Einzelnen setzen? Die Diskussi-
onen über diese Fragen sind inzwischen 
weit gediehen. Allerdings gibt es noch kei-
ne konsensfähigen Antworten. Die Beur-
teilung der bisher politisch ergriffenen 
Maßnahmen bleibt daher kontrovers.�

�	 Im Rahmen des EU geförderten EUROBESE-Pro-
jekts, an dem die Autorin beteiligt war, wurden 
deshalb Leitlinien entwickelt, die trotz der laufen
den Kontroversen auf der politischen Entschei-
dungsebene ethische Orientierung ermöglichen 
sollen. Die Ergebnisse des EUROBESE-Projekts wer-
den in Kürze veröffentlicht werden. Erste Hinweise 
finden sich unter http://www.eurobese.com.

Im Folgenden wird zunächst die The-
se erläutert, dass die Kontroverse auf der 
mangelnden Differenzierung zwischen 
dem sozialen und dem individuellen Adi-
positasproblem beruht. Durch die Ver-
knüpfung beider Problemlagen gerät der 
Einzelne in den Blick einer Strategie, die 
vor allem darauf abzielt, die individuelle 
Eigenverantwortung zu stärken. Weil je-
doch die Einzelnen nicht als Verursa-
cher der sozialen Problemlage anzusehen 
sind und sie darüber hinaus auch nicht 
die nötige Handlungsmacht besitzen, um 
den Anstieg der Adipositasprävalenz zu 
stoppen, sind Appelle und Forderungen 
nach Eigenverantwortung prima facie 
als ungerecht einzustufen. Diese Feststel-
lung führt, wie sich im Fortgang des Bei-
trags zeigen lässt, zu weitreichenden So-
lidaritätspflichten. Angesichts der kollek-
tiven Verursachung des sozialen Adipo-
sitasproblems muss die Gesamtstrategie 
modifiziert werden: Nicht die Einstellun-
gen und Verhaltensweisen der Einzelnen 
müssen ihren Kern bilden, sondern die 
Veränderung von Strukturen, durch die 
gesundheitsabträgliche Verhaltensweisen 
begünstigt werden.

Adipositas als soziales  
und als individuelles Problem

Die Problematik der Fettleibigkeit hat ei-
ne lange Geschichte. Einmal abgesehen 
davon, dass die Schönheitsideale der ver-
schiedenen Gesellschaften mal mehr und 
mal weniger Körperrundungen zuließen, 
war der extrem adipöse Körper zu keiner 
Zeit erstrebenswert. Unter ästhetischen, 
funktionalen, ökonomischen, ethischen 
und gesundheitlichen Gesichtspunkten 

wird in der abendländischen Tradition der 
schlanke Körper dem adipösen vorgezogen 
[2]. Für die Adipösen stellt ihre Fettleibig-
keit somit von jeher ein Problem dar, und 
zwar nicht bloß im Hinblick auf die kör-
perlichen Einschränkungen, die mit ihr 
verbunden sind, sondern auch in norma-
tiver Hinsicht, das heißt mit Bezug auf die 
offenen und unterschwelligen Sanktionen 
seitens der gesellschaftlichen Umgebung.

Obgleich aber – historisch betrachtet 
– die verschiedenen Gesellschaften adi-
pöse Körperformen immer schon miss-
billigten, waren sie kaum je ein ernst zu 
nehmendes gesellschaftliches Problem. In 
dieser Hinsicht haben wir es heute jedoch 
mit einem Bruch zu tun: Heute ist Adi-
positas zu einem gesamtgesellschaftlichen 
Problem geworden.

Kern dieses Problems ist die hohe und 
steigende Prävalenz von Adipositas. Mit 
der Zahl an Adipösen steigt absehbar auch 
die Zahl derjenigen, die bestimmte thera-
piebedürftige Krankheiten entwickeln 
und Hilfen benötigen. Mit steigendem Be-
darf an Therapien und Hilfen ist ein stei-
gender Bedarf an Ressourcen verbunden, 
die gegebenenfalls wohlfahrtsstaatlich, das 
heißt kollektiv bereitgestellt werden müs-
sen [3]. Der absehbar steigende Bedarf an 
Ressourcen bildet den eigentlichen Grund 
für die mit der Adipositas verbundene ge-
samtgesellschaftliche und politische Her-
ausforderung. Die Gesellschaft muss sich 
darauf einstellen, mit diesem Bedarf fertig 
zu werden, und sie muss Strategien entwi-
ckeln, um dem weiteren Anstieg von Adi-
positas entgegenzuwirken. Wie ihr das ge-
lingen kann, das ist der eine Teil der er-
forderlichen öffentlichen Auseinanderset-
zungen mit dieser Thematik.
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Hiervon zu unterscheiden ist das Pro-
blem auf der individuellen Ebene. Es be-
steht darin, das mit der individuellen Adi-
positaserkrankung verbundene Leid ge-
samtgesellschaftlich nicht einfach hinneh-
men zu dürfen. Von den unmittelbaren 
körperlichen Auswirkungen der Fehler-
nährung einmal abgesehen, gehen mit 
der Fettleibigkeit Leidenszustände einher, 
die durch kollektive Maßnahmen gegebe-
nenfalls verhindert oder gemindert wer-
den könnten. Ob und inwieweit sich hier-
aus Pflichten des Kollektivs und Rechte 
des Einzelnen ergeben, das ist der andere 
Teil der erforderlichen öffentlichen Aus-
einandersetzung.

Im Grunde beinhaltet die Adiposi-
tasproblematik also zwei Probleme. Zum 
einen das quantitative, soziale Adiposi-
tasproblem, das in der hohen und stei-
genden Zahl an extrem fettleibigen Bür-
gerinnen und Bürgern besteht. Zum an-
deren das qualitative, individuelle Adi-
positasproblem, das in der gesundheits-
abträglichen, die Fettleibigkeit begünsti-
genden Ernährungsweise der Einzelnen 
liegt. Zweifellos sind beide miteinander 
verbunden und gleichermaßen wert, ge-
samtgesellschaftlich thematisiert zu wer-
den. Dennoch müssen beide Probleme in 
der öffentlichen Debatte viel stärker von-
einander differenziert werden, als es bis-
lang der Fall ist. Für die Beurteilung der 
Gesamtproblematik und die Suche nach 
Problemlösungen macht es nämlich einen 
erheblichen Unterschied, ob man die Adi-
positasprävalenz oder die Ernährungswei-
sen der Einzelnen problematisiert [4].

Für die laufenden Debatten ist es je-
doch kennzeichnend, beide Problema-
tiken von vornherein miteinander zu ver-
knüpfen: Das quantitative Problem ent-
steht demnach aus dem qualitativen, das 
heißt, die hohe und steigende Adiposi-
tasprävalenz wird als Folge der Ernäh-
rungs- beziehungsweise Verhaltensweisen 
der Einzelnen betrachtet. Entsprechend 
dieser Sichtweise gerät der Einzelne in den 
Blick, weil versucht wird, das quantitative, 
das heißt das soziale Problem zu lösen, in-
dem man auf das qualitative beziehungs-
weise individuelle einwirkt. Die Einstel-
lungen und Verhaltensweisen der Einzel-
nen werden so zum Zielpunkt der kollek-
tiv veranlassten Präventionsmaßnahmen. 
Um es bei diesem kollektiven Engage-

ment nicht zu belassen, wird auf der an-
deren Seite die Eigenverantwortung der 
Einzelnen betont. Nicht nur kollektiv und 
öffentlich, sondern auch individuell und 
privat sollen Einstellungen und Verhal-
tensweisen so geändert werden, dass Ein-
zelne nicht dicker werden und sich in der 
Folge auch das soziale Adipositasproblem 
auflöst.

Für die Quantität der Adipösen ist 
nicht der Einzelne verantwortlich. Sein 
individueller Ernährungsstil führt nicht 
zu dem sozialen Problem, mit dem wir es 
gegenwärtig zu tun haben. Es ist also ei-
nigermaßen absurd, das soziale Adipo-
sitasproblem mit dem Essverhalten der 
Einzelnen in unmittelbaren Zusammen-
hang zu bringen. Dass dies dennoch ge-
schieht, ist vor allem mit der epidemiolo-
gischen beziehungsweise medizinischen 
Sichtweise zu erklären, die für die aktu-
elle Debatte leitend ist. In dieser Perspek-
tive geht es vorrangig um das individuelle 
Adipositasproblem, das heißt tatsächlich 
um die gesundheitlichen Auswirkungen 
verschiedener Ernährungsstile. Es ist je-
doch pragmatisch� und ethisch kritikwür-
dig, die Debatten vorwiegend mit Blick 
auf den Einzelnen und nicht mit Blick auf 
die Gesellschaftsstrukturen zu führen. Di-
es soll im Folgenden unter Bezugnahme 
auf Thematisierungen von Eigenverant-
wortung konkretisiert werden.

Eigenverantwortung

Der Ausdruck Eigenverantwortung ist 
ein politischer Begriff, mit dem sich ein 
einigermaßen unübersichtliches und 
vielschichtiges Bündel von Zuschrei-
bungen, Appellen und Forderungen ver-
bindet [5]. Signalisiert werden damit So-
lidaritätsgrenzen beziehungsweise mora-
lische Verpflichtungen des Einzelnen ge-
genüber dem Kollektiv. Wo Eigenverant-
wortung verlangt ist, kann mit kollek-
tiven Hilfen nicht gerechnet werden. Mit 
der Verwendung des Ausdrucks „Eigen-
verantwortung“ geht somit beides einher: 

�	 Der Ausdruck pragmatisch wird hier und  
an späteren Stellen nicht im Sinne philo
sophischer Theorien des Pragmatismus bezie-
hungsweise Pragmatizismus verwendet, 
sondern in einem eher umgangssprachlichen, 
rein zweckrationale Handlungsgründe bezeich-
nenden Sinne.

die Aufforderung an den Einzelnen, ne-
gative Konsequenzen des eigenen Tuns 
zu bedenken und zur Vermeidung dieser 
Konsequenzen dadurch zu motivieren, 
dass man sie als persönlich zu tragende 
Last begreift. Eigenverantwortung – so 
kann man es sehen – appelliert gewisser-
maßen an eine politische Sicht auf das ei-
gene Tun. Sie verlangt die Bereitschaft zu 
einem Perspektivenwechsel, durch den ei-
gene Notlagen nicht nur individualistisch, 
sondern auch sozialpolitisch und kom-
munitär betrachtet werden. Der Einzel-
ne soll bedenken, dass sein Tun das Kol-
lektiv gegebenenfalls belastet, und er soll 
dies zum Anlass nehmen, anders zu han-
deln. Man kann es auch so formulieren: 
Der Einzelne soll sich nicht bloß als In-
dividuum, sondern auch als Bürger und 
Mitglied von Solidargemeinschaften ver-
stehen und auf dieser Basis seine Interes-
sen verfolgen.

Was dies bezogen auf das Adiposi-
tasproblem bedeutet, bleibt jedoch unklar 
[6]. Wofür genau soll der Einzelne Verant-
wortung übernehmen oder tragen? Ist der 
Gegenstand der (Eigen-)Verantwortung 
die Gesundheit im medizinischen Sinne? 
Bezieht sich Eigenverantwortung im Kon-
text des Adipositasproblems auf die Er-
nährungsweise des Einzelnen, das heißt 
darauf, wovon er wie viel isst? Oder ist die 
Kontrolle des eigenen Körpergewichts be-
ziehungsweise die Unterschreitung eines 
BMI von 40 gemeint? Ähnlich diffus 
bleibt der Appell an die ökonomische Ei-
genverantwortung. Es bleibt unklar, ob es 
ganz allgemein darum geht, sich mit Blick 
auf etwaige kostenintensive Notlagen vor-
sorglich ökonomische Selbstständigkeit 
zu erhalten, das heißt, sich privat zu ver-
sichern, oder darum, auf Solidarleistun-
gen zu verzichten.

Strukturell wird auf Verantwortung 
einmal eher retrospektiv und einmal eher 
prospektiv Bezug genommen. Einmal 
wird der Einzelne als Verursacher eines 
Problems ausgewiesen und ihm die Haf-
tung übertragen. Bei anderen Verwen-
dungen gilt er als derjenige, der Sorge für 
die Vermeidung eines Problems zu tragen 
hat. Welches Problem gemeint ist und wie 
die Verantwortung haftend beziehungs-
weise sorgend zu übernehmen ist, wor-
aufhin er sich also wie verhalten soll, das 
wird letztlich jedoch nicht deutlich.
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Was darf man verlangen?

Je mehr allerdings Eigenverantwortung 
gefordert ist, desto klarer müssen ihre In-
halte bestimmt sein. Wer einer Forderung 
entsprechen soll, muss wissen können, 
was genau gefordert ist. Bleibt dies un-
klar, dann ist die Forderung für sich ge-
nommen ethisch fragwürdig und erst ein-
mal illegitim. Man muss sich hierbei vor 
Augen führen, dass jede an den Einzelnen 
gerichtete Forderung seine Freiheit be-
schränkt. Die konsistente und kohärente 
Begründung der jeweiligen Forderung ist 
deshalb nicht bloß ein Wunsch, sondern 
ein handfestes Recht des Einzelnen.

Aus diesem Grunde sind inzwischen 
zahlreiche Diskurse darüber entstan-
den, was im Hinblick auf das Adiposi-
tasproblem aus welchem Grunde vom 
Einzelnen gerechterweise verlangt wer-
den kann. Auf der einen Seite setzt man 
sich systematisch damit auseinander, was 
der konkrete Gegenstand der Eigenver-
antwortung im Kontext des sozialen oder 
individuellen Adipositasproblems ist, wo-
für der Einzelne also Verantwortung zu 
übernehmen und zu tragen hat, wem ge-
genüber er rechenschaftspflichtig ist, wel-
che Rechtfertigungsgründe zählen und 
welche nicht, mit welchen Sanktionen zu 
rechnen ist. Auf der anderen Seite fragt 
man sich, ob paternalistische Maßnah-
men ergriffen werden und wie weit sie 
gegebenenfalls reichen dürfen [7]. Wobei 
Eigenverantwortung und Paternalismus 
in pragmatischer Hinsicht gewisserma-
ßen als alternative Strategien verstanden 
werden können: Einmal legt man es dar-
auf an, dass Einzelne von sich aus in ge-
wünschter Weise agieren, und einmal will 
man sie wohlwollend dazu „zwingen“, in 
gewünschter Weise zu agieren.

Vom ethischen Standpunkt aus be-
trachtet, bestehen gegenüber paternalisti-
schen Strategien prinzipielle Vorbehalte, 
weil sie dem Einzelnen Wertsetzungen 
unterstellen, die er womöglich nicht 
teilt. Strategien, die auf Eigenverantwor-
tung setzen, sind ethisch daher prinzipi-
ell eher zu verteidigen. Die Debatte dreht 
sich deshalb zwar insgesamt um die Fra-
ge, ob und inwieweit der Einzelne in sei-
ner Freiheit beschränkt werden darf und 
muss beziehungsweise inwieweit er dazu 
verpflichtet werden darf und muss, für die 
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Zusammenfassung
Beim Versuch, die Adipositasproblematik zu 
lösen, entstehen Kontroversen über das Ver-
hältnis zwischen Eigenverantwortung und 
Solidarität. Es ist umstritten, welche Lasten 
kollektiv und welche individuell zu tragen 
sind. Die Streitigkeiten rühren maßgeblich 
daher, nicht hinreichend zu berücksichtigen, 
dass die Adipositasproblematik im Grunde 
zwei verschiedene Probleme umfasst: Das ei-
ne, das soziale Adipositasproblem, ist quan-
titativ bestimmt und bezieht sich auf die Prä-
valenz der Adipositas. Das andere, das indi-
viduelle Adipositasproblem, ist qualitativ be-
stimmt und bezieht sich auf das Ernährungs-
verhalten des Einzelnen. Auf Basis dieser Un-
terscheidung lässt sich begründen, dass eine 

kollektive Pflicht zur Solidarität mit den Be-
troffenen besteht. Darüber hinaus trägt die 
gesamte Gesellschaft Verantwortung für die 
Verursachung und Veränderung der gesell-
schaftlichen Strukturen, die Einzelne daran 
hindern, so schlank zu sein, wie sie sein wol-
len. Erst wenn in dieser Hinsicht Autonomie 
faktisch praktiziert werden kann, ergeben 
sich Möglichkeiten, eine Eigenverantwortung 
des Einzelnen zu fordern.

Schlüsselwörter
Adipositas · Eigenverantwortung · Autono-
mie · Individuelles Verhalten · Soziale Ver-
hältnisse

Responsibility and solidarity in obesity prevention

Abstract
Attempts to solve the problem of obesity 
raise controversies regarding individual re-
sponsibility and solidarity. The arguments 
concern which burdens are to be carried pri-
vately and which are to be absorbed col-
lectively. To some extent, the disputes stem 
from a reluctance to acknowledge that obe-
sity in fact covers two issues: the first, i.e., the 
social issue, covers the prevalence of obesity 
and is thus determined by quantity. The sec-
ond, i.e., the individual issue, is determined 
by quality and addresses individual behav-
ior and choice. On grounds of this distinction, 

it can be argued that there is a collective du-
ty to show solidarity with concerned persons. 
Moreover society as a whole has to acknowl-
edge responsibility with regard to the causa-
tion and alteration of conditions that prevent 
individuals from being as slim as they want 
to be. Not until autonomy in this respect can 
be factually exercised, is the claim for self-re-
sponsibility legitimate.

Keywords
Obesity · Self-responsibility · Autonomy · Indi-
vidual conduct · Social circumstances 
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negativen Konsequenzen seines Tuns al-
lein aufzukommen. Die Freiheitsfrage ist 
aber unterschiedlich platziert. Im Kontext 
der Eigenverantwortung kann vorausge-
setzt werden, dass die Freiheit des Einzel-
nen zumindest auf konzeptioneller Ebe-
ne erhalten bleibt, während sie im Kon-
text paternalistischer Strategien grund-
sätzlich eingeschränkt ist. Fraglich ist al-
lerdings, ob sich die mit dem Konzept Ei-
genverantwortung gesicherte Autonomie 
normativ so konkretisieren lässt, dass sie 
letztlich auch faktisch gegeben ist. Ge-
nau dieses Problem kennzeichnet die De-
batten über Forderungen nach Eigen-
verantwortung im Kontext der Adiposi-
tasproblematiken.

Scheitern an den 
Realitätsbedingungen

Es ist hier nicht der Raum darzulegen, 
welche Forderungen Gegenstand der je-
weiligen Debatten sind. Nur so viel ist zu 
sagen: Die Forderungen müssen an den 
Realitätsbedingungen scheitern [8]. Das 
Problem besteht darin, nicht genau ge-
nug sagen zu können, wo der Entschei-
dungsspielraum des Einzelnen überhaupt 
liegt: Fraglos ist es dem Einzelnen freige-
stellt, wie viel er zu sich nimmt. Der Ein-
zelne ist keine Marionette seiner sozialen 
Umwelt; jedenfalls wäre es ethisch höchst 
problematisch und im Übrigen auch sach-
lich unangemessen, ihn so zu sehen. Man 
kann also davon ausgehen, dass der rele-
vante Entscheidungsspielraum nicht bloß 
theoretisch, sondern auch faktisch be-
steht. Wann immer aber an das Essver-
halten Forderungen gestellt werden, zeigt 
sich, dass der Einzelne nicht „Herr im ei-
genen Haus“ ist, sondern eine Vielzahl 
von Faktoren auf die punktuelle Entschei-
dung einwirkt, die dem Subjekt nicht hin-
reichend zugänglich sind.

Hier tritt in den Diskursen mehr als 
deutlich zutage, dass der Entscheidungs-
spielraum, auf dem das Konzept und die 
Strategie der Eigenverantwortung basie-
ren, korrumpiert ist. Welche Faktoren 
das Subjekt bei seinen Entscheidungen 
über das, was vom Teller in den Schlund 
gelangt, beeinflussen, ist im Groben be-
kannt. Erziehung, die nähere soziale Um-
gebung und generell der soziale Kontext 
des Essens spielen eine Rolle, deutlich 

auch das Einkommen und das damit ver-
fügbare Speisenangebot. Einfluss haben 
auch diätistische Kenntnisse und Kom-
petenzen sowie – nicht zuletzt – die indi-
viduelle Einstellung, das heißt die Bereit-
schaft, sich überhaupt mit dem Problem 
Adipositas zu befassen. Wie diese Fak-
toren zusammenspielen und inwieweit 
sie den individuellen Entscheidungsspiel-
raum beschränken, ist noch weitgehend 
unbekannt. Für die laufenden Debatten 
ist diese Erkenntnislücke problematisch; 
für das Konzept der Eigenverantwortung 
ist sie fatal. Es droht nämlich nicht nur die 
Gefahr, dass die Adressaten das Geforder-
te nicht erfüllen können, sondern auch 
die Gefahr, dass Forderungen mit Bezug 
auf das individuelle Ernährungsverhalten 
ethisch prinzipiell nicht zu rechtfertigen 
sind [9]. Egal ob der Einzelne haften oder 
ob er Sorge tragen soll, beides kann nur 
in dem Maße verlangt werden, in dem er 
faktisch handlungsmächtig ist. Weil aber 
unterstellt werden kann, dass die Einzel-
nen aus verschiedenen Gründen moti-
viert waren und sind, nicht übergewichtig 
zu werden, kann die misslungene Kontrol-
le des Körpergewichts weder ohne Wei-
teres auf die Einstellungen und Verhal-
tensweisen Einzelner zurückgeführt wer-
den, noch kann man darauf hoffen, dass 
die Kontrolle fortan gelingt. Zur Fettlei-
bigkeit kommt es, obwohl die Einzelnen 
generell eine Präferenz haben, schlank zu 
sein, und obwohl viele darum bemüht wa-
ren und sind, ihre Ernährungsweisen ent-
sprechend zu ändern.

Wenn aber selbst diejenigen schei-
tern, die gewillt sind, konkretisierte For-
derungen an die Eigenverantwortung zu 
erfüllen, dann hat dies erhebliche negati-
ve Konsequenzen. Zum einen schwindet 
die Aussicht auf die Lösung der Adiposi-
tasproblematik insgesamt. Zum anderen 
werden zusätzliche individuelle und sozi-
ale Probleme produziert. Jedes Scheitern 
der Person hinterlässt Spuren; zum Beispiel 
Frustration und Peinlichkeitsgefühle. Die-
se sind nicht schlicht in Kauf zu nehmen, 
sondern sie sind ethisch relevant. Als ab-
sehbare negative Folgen des Anspruchs an 
Eigenverantwortung schlagen sie deutlich 
zu Buche, wenn die Verantwortung nicht 
übernommen werden kann.

Zahlreiche Maßnahmen werden er-
griffen, um Einzelnen mehr Möglich-

keiten zur gelingenden Eigenverantwor-
tung zu eröffnen: Mit umfangreichen In-
formationsprogrammen wird Aufklärung 
über das betrieben, was zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt als eine gesunde Ernäh-
rung angesehen wird; man diskutiert va-
riantenreich, wie Lebensmittel zu kenn-
zeichnen sind, damit Einzelne ihr diätis-
tisches Wissen auch umsetzen können; 
man bemüht sich um veränderte Speisen-
angebote, damit die Einzelnen tatsächlich 
Zugang zum „besseren“ Essen haben [10]. 
Was aber letztlich an diesen Maßnahmen 
und auch an den laufenden Diskursen 
mehr als deutlich wird, ist die Tatsache, 
dass das soziale Adipositasproblem, das 
heißt die Prävalenz von Adipositas nicht 
im Privaten (das heißt in den Haushalten) 
und Intimen (das heißt in den Einstellun-
gen) verursacht ist, sondern seine Ursa-
chen liegen offenkundig in gesellschafts-
strukturellen Verhältnissen. Wahrhaft be-
stritten wird dies nicht. Wenn es jedoch 
um die Bewältigung der Adipositasproble-
matik geht, ist bei den gesellschaftsstruk-
turellen Verhältnissen schlecht anzuset-
zen. Man weiß noch zu wenig über das 
Ineinandergreifen der Einzelfaktoren. Au-
ßerdem sind die politischen Gestaltungs-
möglichkeiten beschränkt und dort, wo 
sie greifen können, wirken sie langsam. 
Den strukturellen Zusammenhang zwi-
schen geringem Bildungsstand, Armut, 
gesundheitsabträglicher Ernährungswei-
se und dem Vorkommen von Adiposi-
tas wahrnehmen zu können, heißt noch 
lange nicht, ihn in absehbarer Zeit auch 
auflösen zu können. Zwischenzeitlich an 
die Einzelnen zu appellieren, in punc-
to Ernährung mehr Besonnenheit wal-
ten zu lassen, dagegen ist ethisch nichts 
einzuwenden. Aber Selbstverschuldung 
zu unterstellen, wo im Grunde struktu-
relle Bedingungen ausschlaggebend sind, 
ist ethisch fragwürdig [11]. Die Einseitig-
keit, mit der die multifaktoriell verurs-
achte Fehlernährung Einzelnen tenden-
ziell als Fehlleistung zugeschrieben wird, 
ist eine ungerechte Beurteilung der Sach-
lage; sie rechtfertigt nicht, den Einzelnen 
haftbar zu machen. Und auch in prospek-
tiver Hinsicht Eigenverantwortung zu for-
dern, ist höchst fragwürdig. Man unter-
stellt den (vielen) Einzelnen damit näm-
lich eine Handlungsmacht, über die sie 
nicht verfügen, und fordert, was letztlich 
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nicht erfüllt werden kann. Dies mit dem 
Entzug von Solidarität zu sanktionieren 
ist – wie im Folgenden erläutert wird – 
ebenfalls ungerecht.

Solidarität und Gerechtigkeit

Wenn man mit Fug und Recht sagen kann, 
dass das soziale Adipositasproblem, das 
heißt die Prävalenz von Adipositas, nicht 
individuell, sondern gesellschaftlich ver-
ursacht ist und man darüber hinaus be-
greift, dass die Einzelnen nicht in der La-
ge sind, dieses Problem zu lösen, dann 
hat dies erhebliche Implikationen für das 
konkrete Verhältnis von Solidarität und 
Autonomie oder anders ausgedrückt für 
das Verhältnis von kollektiver und indivi-
dueller Verantwortung. Die gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung für die Entste-
hung des Adipositasproblems wurde nicht 
früh genug erkannt. Man hat nicht wahr-
genommen, was wozu führt, und folglich 
nicht rechtzeitig Gegenmaßnahmen er-
griffen. Dieses Versäumnis ist sowohl für 
die Beurteilung von Solidaritätspflichten 
des Kollektivs gegenüber dem Einzelnen 
als auch mit Bezug auf dessen Grund-
rechte äußerst relevant [12].

Im allgemeineren, die Thematik von 
Adipositas überschreitenden gesellschaft-
lichen Diskurs wird für die Beurteilung 
der Frage, ob und inwieweit Solidaritäts-
pflichten des Kollektivs gegenüber Einzel-
nen bestehen, zunehmend auf das Krite-
rium der Selbstverschuldung Bezug ge-
nommen. Der Umstand, dass sich je-
mand in einer Notlage befindet, ist dem-
nach noch kein hinreichender Anlass für 
Solidarleistungen. Es muss hinzukom-
men, dass die Notlage nicht selbst verur-
sacht wurde. Was man mit dieser verän-
derten Auffassung von (wohlfahrtstaatli-
cher) Solidarität beabsichtigt, ist bekannt: 
Es soll verhindert werden, dass Einzel-
ne zulasten der Allgemeinheit höhere Ri-
siken eingehen, als sie es täten, wenn sie 
die Risiken allein tragen müssten. In der 
Tat ist es nicht ohne Weiteres hinzuneh-
men, wenn Risiken nur deshalb eingegan-
gen werden, weil man sie von vornherein 
auf die Allgemeinheit überträgt. Hierü-
ber besteht weitgehender Konsens. Den-
noch ist das Kriterium der Selbstverschul-
dung ethisch wie auch politisch umstrit-
ten. Zum einen steht infrage, ob nicht die 

pure Bedürftigkeit hinreichende Voraus-
setzung für solidarische Leistungen und 
daher jedes leistungsbegrenzende Krite-
rium abzulehnen ist. Zum anderen beur-
teilt man kontrovers, ob Leistungsbegren-
zungen nicht gegebenenfalls an anderen 
Kriterien als dem der Selbstverschuldung 
orientiert werden sollten.

Ist das Kriterium der Selbstverschul-
dung schon als solches heikel und um-
stritten, so ist seine Anwendung im Kon-
text des Adipositasproblems allerdings 
erst recht infrage zu stellen. Mag die indi-
viduelle Fettleibigkeit in Einzelfällen selbst 
verschuldet sein; obgleich auch dies nur 
mit Einschränkungen so gesehen werden 
kann. Weder kann individuelles Ernäh-
rungsverhalten noch können Einstellun-
gen der Einzelnen in dem Maße als mo-
ralisch verfehlt gelten, dass dies die Ein-
schränkung oder gar den Entzug von So-
lidarität rechtfertigen könnte. Im Gegen-
teil: Gerade weil bekannt ist, dass struk-
turelle Aspekte des gesellschaftlichen Le-
bens die individuelle Ernährungsweise 
nennenswert beeinflussen, gebührt den-
jenigen, die adipös sind oder zu werden 
drohen, die volle Solidarität [11]. Und 
zwar sowohl die gesamtgesellschaftliche 
Solidarität als auch die Solidarität der re-
levanten Gemeinschaften, das heißt bei-
spielsweise die der (gesetzlichen) Kran-
kenversicherungen. Wohlfahrtstaatliche, 
das heißt gesamtgesellschaftliche Soli-
darität ist nicht allein in Wohltätigkeits-
überlegungen fundiert. Sie ist auch dar-
in begründet, dass die Gesellschaft bzw. 
das Kollektiv sich als Verursacher von be-
stimmten Notlagen Einzelner versteht. In 
solchem Zusammenhang entspringen So-
lidaritätspflichten der Gerechtigkeit, und 
zwar der ausgleichenden Gerechtigkeit. 
Weil und insofern individuelle Notlagen, 
die mit oder infolge von Adipositas auftre-
ten, auch sozial verursacht sind, haben be-
troffene Einzelne ein Recht auf die Solida-
rität des Kollektivs. Darüber hinaus auch 
deshalb, weil sie sich (auch) aufgrund 
der sie umgebenden Gesellschaftsstruk-
turen aus den Notlagen nicht ohne Wei-
teres selbst befreien können. Solidaritäts-
pflichten bestehen also, und zwar nicht 
nur im Sinne eines wohlmeinenden An-
gebots, sondern als handfestes Recht der 
Vielen, die sich nicht so ernähren, wie sie 
sollten. Aus diesem Grunde sind sankti-

onsbewehrte Forderungen nach Eigenver-
antwortung für das Adipositasproblem in-
frage zu stellen.

Die Einzelnen erwarten zu Recht, in 
der individuellen sozialen Existenz, das 
heißt im Hinblick auf Selbstständigkeit, 
Teilhabechancen und materielle Versor-
gung, gesichert und geschützt zu wer-
den. Die Solidaritätspflicht des Kollek-
tivs mit denjenigen, die adipös oder von 
Adipositas bedroht sind, erschöpft sich 
daher nicht in der Gewährleistung me-
dizinischer Leistungen und der Über-
nahme von finanziellen Kosten. Die Ver-
pflichtung zur Solidarität mit den Betrof-
fenen erfordert auch, sie vor mittelbaren 
Gefährdungen ihrer sozialen Existenz zu 
schützen. Konkret gesprochen, gehört da-
zu beispielsweise der Schutz vor Stigmati-
sierungen und Diskriminierungen sowie 
das kollektive Bemühen um die Verbes-
serung der individuellen Ernährungsop-
tionen [13].

Strukturelle Prävention

Mit Blick auf diejenigen, die von Adipo-
sitas bedroht sind, ergeben sich darüber 
hinaus kollektive Verpflichtungen präven-
tiver Art. Es ist beispielsweise nicht allein 
eine Aufgabe der Eltern, bei Kindern und 
Jugendlichen die Verführung zu gesund-
heitsabträglichen Ernährungsgewohn-
heiten zu vermeiden. Der Gesellschaft 
insgesamt kommt diese Aufgabe glei-
chermaßen zu. Ob und inwieweit sich das 
Kollektiv dieser Sache annimmt, ist da-
bei keineswegs pure Verhandlungssache. 
Weil die Veränderung problematischer 
Verhältnisse nur kollektiv und nicht indi-
viduell geleistet werden kann, fällt sie un-
ter die berechtigten Ansprüche der Ein-
zelnen an das Kollektiv. Vor allem aus mo-
ralischen Gründen ist die strukturelle Prä-
vention also in Angriff zu nehmen. Hinzu 
kommen Klugheitsgründe. Weil die hohe 
Prävalenz von Adipositas ein soziales (ge-
sundheitliches und ökonomisches) Pro-
blem darstellt und man aus Haftungs-
gründen für die Kosten kollektiv aufzu-
kommen hat, wäre es unklug, die Kom-
pensationsleistungen zu perpetuieren, an-
statt ihre Entstehungsbedingungen aufzu-
heben.

Erst wenn die Verhältnisse so sind, 
dass Einzelne ihr Ernährungsverhalten 
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und ihr Körpergewicht faktisch kontrol-
lieren können, endet die Pflicht zur So-
lidarität. Also erst dann, wenn diejeni-
gen, die schlank sein wollen aus eigener 
Kraft schlank bleiben oder werden kön-
nen, kann denjenigen, die adipös sind, 
ein sanktionsfähiges Fehlverhalten zuge-
schrieben und Solidarität gegebenenfalls 
entzogen werden. Bis dahin gilt es, kollek-
tiv die Verantwortung dafür zu überneh-
men, dass in unserer Gesellschaft Verhält-
nisse entstanden sind, die es vielen schwer 
und unmöglich machen, so leicht zu sein, 
wie sie sein wollen.

Aufklärung und Information

Zusätzlich zu diesen Solidaritätspflichten 
gegenüber Betroffenen, resultieren aus 
dem Menschenrecht auf Bildung kollek-
tive Pflichten gegenüber allen Einzelnen. 
Es sind dies vor allem Aufklärungs- und 
Informationspflichten. Wenn man Ein-
zelne also über die Ingredienzien gefer-
tigter Lebensmittel informiert und sie 
über diätistische Zusammenhänge auf-
klärt und sie befähigt, die Informationen 
und Kenntnisse auch umzusetzen, dann 
ist dies weder als kollektives Engagement 
für Eigenverantwortung noch als Pater-
nalismus, sondern als ein Recht des Ein-
zelnen gegenüber dem Kollektiv aufzufas-
sen. Dieses Recht gegebenenfalls auch ge-
gen die Interessen Dritter – zu denken ist 
hierbei an die Lebensmittelproduzenten 
– durchzusetzen, ist eine staatliche Ver-
pflichtung. Sie resultiert aus dem Auf-
trag, die Rechte des Einzelnen nicht nur 
zu schützen und umzusetzen, sondern ihn 
auch zu befähigen, sie wahrzunehmen.

Unter dem Strich lässt sich festhal-
ten, dass die auf den Einzelnen fokussie-
rende Strategie zur Lösung des Adipo-
sitasproblems ethisch und pragmatisch 
scheitert. In beiden Hinsichten scheitert 
sie vor allem deshalb, weil dem Einzelnen 
Handlungsspielräume unterstellt werden, 
die er faktisch nicht hat. Solange dies nicht 
anerkannt wird, werden Maßnahmen zur 
Bewältigung des Adipositasproblems ge-
samtgesellschaftlich eher nur schaden 
als nützen. Verunsicherungen, Frustra-
tionen, sozialer Unfrieden und unge-
rechte Lastenverteilungen sind Nebenef-
fekte des Versuchs, Einzelne zur Kontrol-
le ihres Körpergewichts zu drängen. Die-

se Nebeneffekte schlagen bei der Beurtei-
lung der bislang ergriffenen Maßnahmen 
deutlich zu Buche, und zwar umso mehr, 
als sich die Strategie insgesamt als ineffek-
tiv erweist: Trotz aller Bemühungen um 
Eigenverantwortung steigt die Prävalenz 
von Adipositas mit ungeminderter Ge-
schwindigkeit.

Fazit: Kollektive  
und individuelle Beiträge 
zur Problemlösung

Man hat also gute Gründe, mit der Lö-
sung des sozialen Adipositasproblems 
dort anzusetzen, wo das Problem seinen 
Ursprung hat. Nämlich nicht beim Privat-
leben des Einzelnen, sondern bei den ge-
sellschaftlichen Strukturen, die bestimmte 
Lebensstile und damit das Private und In-
time bedingen. Der Einzelne ist dabei kei-
neswegs aus der (Mit-)Verantwortung für 
das soziale Adipositasproblem und dessen 
Lösung entlassen. Es kann ihm beispiels-
weise abverlangt werden, bei der Beurtei-
lung zu ergreifender politischer Maßnah-
men eine sozialethische Perspektive ein-
zunehmen. Dies kann bedeuten, politisch 
initiierte Veränderungsprozesse auch 
dann zu akzeptieren, wenn sie lieb gewor-
dene private Gewohnheiten betreffen. Da-
rüber hinaus ist vom Einzelnen gefordert, 
sich an den nötigen politisch-ethischen 
Diskursen zu beteiligen.

Was mit der Ottawa-Charta der WHO 
gefordert wurde, nämlich das gesamtge-
sellschaftliche Engagement für die Ver-
besserung des Wohlbefindens aller, ist 
keine rein staatliche Aufgabe, sondern 
eine, die jeden angeht. Sie besteht aber 
nicht darin, das eigene Körpergewicht 
zu kontrollieren, sondern darin, sich an 
den Gestaltungsprozessen zu beteiligen, 
die nötig sind, um das soziale Adiposi-
tasproblem zu lösen. Bürgerinnen und 
Bürger in dieser Weise zu aktivieren, ih-
re politische Verantwortung zu fördern 
und zu fordern, das ist es, was im Kontext 
des sozialen Adipositasproblems erforder-
lich ist. Dazu gehört allerdings auch der 
(partei-)politische Mut, es tatsächlich auf 
die Mündigkeit, Kritikfähigkeit und poli-
tische Aktivität der Einzelnen anzulegen. 
Man muss die Einzelnen ggf. daran erin-
nern, dass sie politisch handlungsmächtig 
sind und welche Mittel ihnen zur Verfü-

gung stehen, wenn sie die Verhältnisse än-
dern wollen, in denen sie zur Fehlernäh-
rung neigen. Vorausgesetzt ist dabei aller-
dings, dass man Erklärungen für die Feh-
lernährung nicht vorrangig im Intimen, 
das heißt in den Einstellungen der Einzel-
nen sucht, sondern im Öffentlichen, das 
heißt in den gesellschaftlichen Strukturen, 
die sich sozial und psychologisch auf des 
Ernährungsverhalten der Einzelnen aus-
wirken.

Die Public-Health-Ethik, das heißt 
ethisch-politische Diskurse, in denen man 
sich mit der allgemeinen Gesundheitsför-
derung befasst, ist hierbei besonders her-
ausgefordert. Es muss in diesen Diskursen 
stärker als bisher gelingen, die epidemio-
logische Sicht auf die Gesundheit der Be-
völkerung kritisch-konstruktiv mit dem 
zu verbinden, was sonst noch eine Rol-
le spielt. Das Wohlbefinden des Einzel-
nen ist nicht an seinem Blutbild abzul-
esen und die Qualität der Gesellschaft 
nicht an deren Morbiditäts- und Mortali-
tätsstatistiken. Dass hier Zusammenhän-
ge bestehen, ist freilich nicht zu bestrei-
ten. Dennoch geht es bei der Förderung 
der gesundheitlichen Verfassung der Be-
völkerung um mehr und auch um ande-
res als ein langes, gesundes Leben. Es geht 
auch um die rechts- und wohlfahrtstaatli-
chen sowie die gesellschaftlichen Bedin-
gungen und Möglichkeiten der Selbstver-
wirklichung des Einzelnen. Wie sich im 
Kontext der programmatischen Health 
Promotion das Verhältnis von Gesund-
heit und Selbstverwirklichung im Span-
nungsfeld zwischen individueller Selbst-
gestaltung und gesellschaftlichem Selbst-
verständnis darstellt, wird noch zu wenig 
diskutiert. Dadurch bleibt oftmals Wich-
tiges unberücksichtigt. Im Zusammen-
hang mit der Adipositasproblematik wird 
in den laufenden Debatten beispielswei-
se kaum berücksichtigt, wie sich kultu-
relle Identität und individuelle Identifika-
tion mit Ernährungsgewohnheiten ver-
binden. Dass viele Einzelne an ihren (kul-
turell) tradierten Essgewohnheiten fest-
halten, obwohl ihnen anderes empfoh-
len wird, könnte mit tiefen Verunsiche-
rungen zusammenhängen, die sie in ei-
ner sich kulturell pluralisierenden Welt 
erleben. Über das Speisen seine Identität 
zu finden beziehungsweise zu bestätigen 
mag vom medizinischen Standpunkt aus 
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gesehen unklug sein. In psychologischer 
und psychosozialer Sicht hingegen sind 
auch sehr positive Beurteilungen dieser 
Identifikationsstrategie möglich.

Was dieses Beispiel nochmals verdeut-
lichen soll ist Folgendes: Die programma-
tische, auf die gesamte Bevölkerung bezo-
gene Gesundheitsförderung lässt sich in-
haltlich nicht auf das im engeren Sinne 
medizinisch Vorteilhafte begrenzen. Im 
Gesundheitsverhalten der Einzelnen spie-
gelt sich die Komplexität ihrer gesamten 
Lebensbezüge, und diese gehen weit über 
das medizinisch Relevante hinaus. Strate-
gisch ist deshalb von weiträumigen Wech-
selwirkungen zwischen Verhältnissen und 
Verhaltensweisen auszugehen. Wie sich 
dies im Hinblick auf das Ziel des umfas-
senden Wohlbefindens aller und jedes 
Einzelnen normativ konkretisieren lässt, 
muss in den Diskursen der Public-Health-
Ethik herausgefunden werden. Ohne sozi-
alkritisches und zugleich konstruktives ar-
gumentatives Engagement wird dies nicht 
gelingen. Public-Health-Ethik ist deshalb 
auf eine ethische Perspektive angewiesen, 
die sich nicht scheut, auch Fragen des gu-
ten Lebens zu thematisieren.

Korrespondenzadresse
Prof. Dr. phil. C. Kaminisky
Sozialphilosophie/Ethik,  
Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften,  
Fachhochschule Köln
Mainzer Straße 5, 50678 Köln
carmen.kaminsky@fh-koeln.de

Literatur

  1.	 Mensink GBM, Lampert T, Bergmann E (2005) 
Übergewicht und Adipositas in Deutschland. Bun-
desgesundheitsbl Gesundheitsforsch Gesund-
heitsschutz 48:1348–1356. Ferner: Helmert U, 
Schorb F (2007) Übergewicht und Adipositas: Fak-
ten zur neuen deutschen Präventionsdebatte. In: 
Bertelsmann-Stiftung (Hrsg) Gesundheitsmonitor. 
Sonderausgabe, S 1–7, 5

  2.	 Klotter C (2008) Von der Diätetik zur Diät – Zur Ide-
engeschichte der Adipositas. In: Schmidt-Semisch 
H, Schorb F (Hrsg) Kreuzzug gegen Fette. Sozial-
wissenschaftliche Aspekte des gesellschaftlichen 
Umgangs mit Übergewicht und Adipositas. VS, 
Wiesbaden, S 21–34

  3.	 Dass mit der hohen Prävalenz von Adipositas er-
hebliche (volkswirtschaftliche) Kosten verbunden 
sind, wird aus naheliegenden Gründen vor allem 
im politischen Kontext fortwährend thematisiert. 
Interessant ist allerdings, dass die Angaben er-
heblich schwanken. Die Deutsche Adipositas-Ge-
sellschaft e.V. gibt in einer Presseerklärung vom 
20.4.2007 für die Folgen von Übergewicht und 
Adipositas beispielsweise ein Kostenvolumen von 
„ca. 6% der Gesundheitsausgaben, also je nach 
Schätzung 10 bis 20 Milliarden Euro pro Jahr“ an. 
Nur knapp einen Monat später, am 10. Mai 2007, 
verweist Horst Seehofer in seiner Regierungser-
klärung zur Ernährungspolitik den Deutschen 
Bundestag auf Folgendes: „Die Kosten für die Be-
handlung von Krankheiten, die durch Fehlernäh-
rung und Übergewicht mitbedingt sind, werden in 
Deutschland mit 30%, also mit einem Drittel, aller 
Gesundheitskosten kalkuliert. Das sind mehr als 
70 Milliarden Euro.“ Weitere Angaben sind im Um-
lauf, und es wird letztlich nicht klar, auf was sich 
die jeweils veranschlagten Summen beziehen

  4.	 Als eine Leitlinie formuliert beispielsweise Kass: 
„The first step for any proposed public health pro-
gram is to identify the program’s goals. These 
goals generally ought to be expressed in terms of 
public health improvement, that is, in terms of re-
duction of morbidity or mortality.“ Kass NE (2001) 
An Ethics Framework for Public Health. Am J Public 
Health 11:1776–1782, 1777

  5.	 Den „hochfrequenten Gebrauch“ des Ausdrucks Ei-
genverantwortung und seine gleichzeitige Unbe-
stimmtheit kritisiert beispielsweise auch Ried. Si-
ehe: Ried J (2008) Eigenverantwortung und Kon-
sumverhalten. In: Hilbert H, Dabrock P, Rief W 
(Hrsg) Gewichtige Gene. Hans Huber, Bern, S 47–
68, 49

  6.	 Dass diese Unklarheit nicht erst bei den Adres-
saten der diversen Maßnahmen aufkommt, son-
dern schon auf der politischen Steuerungsebene 
besteht, thematisieren Lang und Rayner: „For poli-
cymakers... there is a situation we describe as poli-
cy cacophony – noise drowning out symphony of 
effort. This cacophony is not helpful because po-
licymakers need coherent directions on which th-
ey feel thy can deliver.“ Lang T, Rayner G (2007) 
Overcoming policy cacophony on obesity: an eco-
logical public health framework for policymakers. 
Obes Rev 8:165–181 166

  7.	 Holm S (2007) Obesity interventions and ethics. 
Obes Rev 8:207–210

  8.	 Ähnlich argumentiert auch Goertz: „Die empha-
tische Rede von Eigenverantwortung droht zy-
nisch zu werden, sobald die konkreten Bedin-
gungen ihrer Ausübung ausgeblendet werden.“ 
Goertz S (2005) Privatsache gesund? Eine Kritik 
des Prinzips Eigenverantwortung. ETHICA 13:339–
356 348

  9.	 Pauer-Studer verdeutlicht, „dass ein adäquater 
Freiheitsbegriff auch die konkreten Möglichkeiten 
von Individuen, ihre Freiheit zu nutzen, berück-
sichtigen sollte“. Pauer-Studer H (2000) Autonom 
Leben. Suhrkamp, Frankfurt a. M., S 167

10.	 Ohne Bezugnahme auf die Adipositasproblema-
tik argumentiert in diesem Sinne: Marckmann G 
(2007) Eigenverantwortung als Rechtfertigungs-
grund für ungleiche Leistungsansprüche in der 
Gesundheitsversorgung? In: Rauprich O, Marck-
mann G, Vollmann J (Hrsg) Gleichheit und Gerech-
tigkeit in der Modernen Medizin. mentis, Pader-
born, S 299–314

11.	 Eine ausführliche, kritische Auseinandersetzung 
hiermit findet sich beispielsweise bei: Wikler D 
(2004) Personal and social responsibility for health. 
In: Anand S, Peter F, Sen A (eds) Public health, 
ethics and equity. Oxford Univ. Press, Oxford New 
York, S 109–134

12.	 Die Grundlagen für Rechtsansprüche auf solida-
rische Hilfe verdeutlicht: Bayertz K (1998) Begriff 
und Problem der Solidarität. In: Bayertz K (Hrsg) 
Solidarität. Begriff und Problem. Suhrkamp, Frank-
furt a. M, S 11–53, bs. 37ff

13.	 Ausführlicher hierzu: Dabrock P (2006) Stigmati-
sierungskreuzungen zwischen Adipositas und ge-
netischem Wissen. Sozialpsychologische und -
ethische Beobachtungen zu neuen Ambivalenzen 
und Herausforderungen gelingender Präventi-
on. In: Hilbert A, Rief W (Hrsg) Adipositaspräventi-
on. Eine interdisziplinäre Perspektive. Hans Huber, 
Bern, S 127–154

533Bundesgesundheitsblatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz 5 · 2009  | 



534 |  Bundesgesundheitsblatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz 5 · 2009

Interferon lockt Killerzellen  
zum Krebs

Natürliche Killerzellen sind Bestandteil der 

körpereigenen Abwehr gegen Krebs. Wissen-

schaftler klärten nun auf, welche Faktoren die 

Abwehrzellen dazu veranlassen, in Tumoren 

einzuwandern. Mit dem Immunbotenstoff 

gamma-Interferon lassen sich die NK-Zellen 

gezielt ins Krebsgewebe dirigieren.

Im Gegensatz zu den T-Zellen des Immunsys-

tems, die spezifische Zielstrukturen erkennen 

müssen um aktiv zu werden, sind NK-Zellen 

jederzeit einsatzbereit: Sie töten gezielt 

solche Körperzellen ab, die ihren moleku-

laren Identitätsnachweis, das MHC- Klasse 

I-Molekül, verloren haben. Dies passiert etwa 

im Verlauf einer Virusinfektion oder bei der 

Entartung zu Krebs.

NK-Zellen gelten daher als wichtiger Vertei-

digungsmechanismus des Körpers gegen 

Krebs. Zahlreiche Untersuchungen haben 

bereits bestätigt, dass Krebspatienten, in 

deren Tumoren sich reichlich NK- Zellen fan-

den, eine besonders gute Prognose haben. 

Forscher prüften nun an Mäusen, welche 

Faktoren dafür verantwortlich sind, dass NK-

Zellen in einen Tumor einwandern.

Die Wissenschaftler zeigten, dass der Im-

munbotenstoff gamma-Interferon eine 

entscheidende Rolle spielt: Mäuse überleben 

eine Transplantation von Lymph- oder Haut-

krebszellen im Durchschnitt 25 Tage. Werden 

die Krebszellen jedoch auf Mäuse übertragen 

und dabei gleichzeitig das gamma-Interferon 

ausgeschaltet, so sterben die Tiere früher, ihre 

Tumoren enthalten weniger NK-Zellen. Die 

Immunologen konnten auch aufklären, dass 

der Immunbotenstoff nur indirekt auf die 

NK-Zellen wirkt: Offenbar regt das gamma-In-

terferon im Tumor die Bildung eines weiteren 

Signalmoleküls an. Diese Substanz mit dem 

Namen CXCL10 lockt gezielt solche NK-Zel-

len, die den dazu passenden Rezeptor auf 

ihrer Oberfläche ausbilden, ins Krebsgewebe. 

Je mehr Signalmolekül im Tumor entsteht, 

desto mehr NK-Zellen wandern ins Krebsge-

webe und umso länger überleben die Mäuse.

Aus medizinischer Sicht ist besonders inter-

essant, dass sich der Effekt auch „von außen“ 

beeinflussen lässt. So werden NK-Zellen auch 

dann angelockt, wenn den Mäusen biotech-

nologisch hergestelltes gamma- Interferon 

oder CXCL10 in die Geschwulst gespritzt wird. 

Quelle: Deutsches Krebsforschungszentrum

http://www.dkfz.de 

Weiterführende Literatur:

Wendel M, Galani I E, Suri-Payer E, Cerwenka 

A (2008) Natural Killer Cell Accumulation 

in Tumors Is Dependent on IFN-gamma 

and CXCR3Ligands. Cancer Research 

Doi:10.1158/0008-5472.CAN-08-1440

Neuer Biomarker für die 
Diagnose der Leberzirrhose

Forschern der Ruhr-Universität Bochum ist 

es gemeinsam mit internationalen Kollegen 

gelungen, neue Biomarker für die Diagnose 

der Leberfibrose zu identifizieren. 

Zur Indikationsstellung einer antiviralen 

Therapie und zur Verlaufskontrolle erlaubte 

bisher allein die Leberbiopsie die zuverlässige 

Beurteilung des Fibrosestadiums und damit 

des individuellen Therapieerfolgs.

Um zuverlässige Biomarker zu finden, be-

schritt die Forschergruppe neue Wege und 

nutzte die Proteomanalyse von erkranktem 

Lebergewebe. Die Forscher interessierte 

dabei, welche Proteine das Lebergewebe in 

welchem Krankheitsstadium charakteristi-

scherweise produziert. Durch Kombination 

hochsensitiver Methoden konnten geringste 

Probenmengen von nur 3500 Zellen analy-

siert werden. Das hierbei identifizierte Prote-

in MFAP4 stellte sich in einem umfangreichen 

Probenkontingent als Biomarker mit hoher 

diagnostischer Genauigkeit heraus.

Künftig soll es daher genügen, eine Blutpro-

be eines Patienten zu analysieren, um sowohl 

das Stadium seiner Lebererkrankung zu dia-

gnostizieren als auch den Erfolg einer Thera-

pie bei Hepatitis C zuverlässig zu verfolgen.

Originalliteratur: Mölleken C, Sitek B, Henkel 

C et al. (2008) Detection of novel biomarkers 

of liver cirrhosis by proteomic analysis. Hepa-

tology  DOI: 10.1002/hep.22764

Quelle:  Ruhr-Universität Bochum,  www.

ruhr-uni-bochum.de

Fachnachrichten

„Die Aufklärung von Tumor
patienten“ neu erschienen

Die Aufklärung in der Onkologie ist eine Vor-

bedingung für das informierte Einverständnis 

des Patienten in die weitere Diagnostik 

und Therapie. Damit dient die Aufklärung 

dem Aufbau eines Vertrauensverhältnisses 

zwischen Arzt und Patient; außerdem unter-

stützt sie eine aktive Zusammenarbeit von 

Arzt und Patient, ohne die sich die häufig 

komplizierten Therapien in der Onkologie 

manchmal gar nicht anwenden ließen.

In der Ausbildung von Ärzten wie auch in der 

Fachliteratur wird der Aufklärung von Tumor-

patienten bislang wenig Aufmerksamkeit 

geschenkt. Als Beitrag zur Schließung dieser 

Lücke hat das Südwestdeutsche Tumorzent-

rum - Comprehensive Cancer Center Tübin-

gen gemeinsam mit der Bezirksärztekammer 

Südwürttemberg und mit Unterstützung 

durch den Krebsverband Baden-Württem-

berg eine Broschüre zu diesem Thema erar-

beitet. Aufgrund der hohen Nachfrage liegt 

sie nunmehr in der dritten, überarbeiteten 

Auflage vor.

Die Broschüre kann gegen eine 

Schutzgebühr bezogen werden bei:

Südwestdeutsches Tumorzentrum – CCC 

Tübingen

Redaktion Therapieempfehlungen

Herrenberger Str. 23, 72070 Tübingen

Telefon: 07071/29-87059

Telefax: 07071/29-5225

Es besteht auch die Möglichkeit, diese Bro-

schüre kostenlos als PDF-Datei runterzuladen 

unter: www.tumorzentrum-tuebingen.de 

Link: Patientenversorgung - Therapieemp-

fehlungen.


